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Senatsverwaltung für Inneres und Sport

Herrn Abgeordneten Niklas Schrader (LINKE) und

 Frau Abgeordnete Anne Helm (LINKE)

über

die Präsidentin des Abgeordnetenhauses von Berlin

über Senatskanzlei - G Sen -

Antwort

auf die Schriftliche Anfrage Nr. 19/21569

vom 4. Februar 2025

über Gewalt gegenüber Obdachlosen in Berlin 2024

---------------------------------------------------------------------------------------------------------

Im Namen des Senats von Berlin beantworte ich Ihre Schriftliche Anfrage wie folgt:

Vorbemerkung:

Die in den Antworten zu den Fragen 1. bis 3. angegebenen Daten wurden der

fortgeschriebenen polizeilichen Eingangsstatistik (sog. Verlaufsstatistik) Datawarehouse

Führungsinformation (DWH FI) entnommen. Da DWH FI stets den tagesaktuellen Stand der

im Polizeilichen Landessystem zur Information, Kommunikation und Sachbearbeitung

(POLIKS) erfassten Daten widerspiegelt, unterliegt der Datenbestand einer fortlaufenden

Änderung. Dadurch können unterschiedliche Abfragezeitpunkte zu voneinander

abweichenden Ergebnissen führen.

1. Wie viele Gewaltvorfälle gegen obdachlose Menschen hat die Berliner Polizei im Jahr 2024 jeweils in
den Bezirken registriert? (Bitte jeweils eine Aufschlüsselung nach Anzahl, Deliktsart mit Obergruppe,
Anzahl der Geschädigten, Geschlecht und Bezirke!)

Zu 1.:
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Die erbetenen Daten können den nachfolgenden Tabellen entnommen werden. Personen,

die mehrfach Opfer wurden, werden auch mehrfach gezählt.

Anzahl obdachloser Opfer von Delikten mit Gewaltcharakter im Jahr 2024 nach Delikt

Delikt

Geschlecht

gesamtmännlich weiblich unbekannt divers

Mord und Totschlag 2 1 0 0 3

Vergewaltigung, sexuelle

Nötigung, sexueller Übergriff 1 12 0 0 13

sexuelle Belästigung 0 4 1 0 5

exhibitionistische

Handlungen 0 1 0 0 1

fahrlässige Körperverletzung 4 1 0 0 5

vorsätzliche einfache

Körperverletzung 160 66 14 1 241

gefährliche und schwere

Körperverletzung auf

Straßen, Wegen, Plätzen 91 17 6 0 114

gefährliche Körperverletzung,

sonstige Tatörtlichkeit 34 10 8 0 52

Menschenhandel 1 1 0 0 2

Bedrohung, Bedrohung mit

Waffen 16 5 5 0 26

Freiheitsberaubung 1 0 0 0 1

Nachstellung/Stalking 0 1 0 0 1

Nötigung 1 1 2 0 4

Raub 30 4 1  0 35

Körperverletzung im Amt 2 0 0 0 2

Aussetzung 1 0 0 0 1

gesamt
344 124 37 1 506

Quelle: DWH-FI, Stand: 10. Februar 2025

Anzahl obdachloser Opfer von Delikten mit Gewaltcharakter im Jahr 2024 nach
Stadtbezirk

Stadtbezirk Geschlecht gesamt
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männlich weiblich unbekannt divers

Charlottenburg-Wilmersdorf 61 33 8 0 102

Friedrichshain-Kreuzberg 79 28 8 1 116

Lichtenberg 8 3 1 0 12

Marzahn-Hellersdorf 4 4 0 0 8

Mitte 98 21 13 0 132

Neukölln 24 6 3 0 33

Pankow 17 4 1 0 22

Reinickendorf 3 0 0 0 3

Spandau 8 4 0 0 12

Steglitz-Zehlendorf 11 5 0 0 16

Tempelhof-Schöneberg 17 8 3 0 28

Treptow-Köpenick 7 6 0 0 13

unbekannt* 7 2 0 0 9

gesamt 344 124 37 1 506

Quelle: DWH-FI, Stand: 10. Februar 2025

*Der Tatort „unbekannt“ kennzeichnet z. B. die Gebiete in Berlin, zu denen im POLIKS keine

definierte Anschrift erfasst wurde oder kein automatisierter Anschriftenabgleich über das

Regionale Bezugssystem erfolgte und somit kein Planungsraum zugeordnet werden konnte.

2. Welchen Altersgruppen gehörten die unter 1. genannten Geschädigten an?

Zu 2.:

Die erbetenen Daten können der nachfolgenden Tabelle entnommen werden:

Anzahl obdachloser Opfer von Delikten mit Gewaltcharakter im Jahr 2024 nach
Altersgruppen

Altersgruppe

Geschlecht

gesamtmännlich weiblich unbekannt divers

Erwachsener 340 122 0 1 463

Heranwachsender 4 2 0 0 6

unbekannt 0 0 37 0 37

Insgesamt 344 124 37 1 506

Quelle: DWH-FI, Stand: 10. Februar 2025
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3. Welche Staatsangehörigkeiten hat die Polizei für die unter 1. genannten Geschädigten jeweils registriert?

Zu 3.:

Die erbetenen Daten können der nachfolgenden Tabelle entnommen werden:

Anzahl obdachloser Opfer von Delikten mit Gewaltcharakter im Jahr 2024 nach
Staatsangehörigkeit (Ländername)

Staatsangehörigkeit

Geschlecht

insgesamtmännlich weiblich unbekannt divers

Afghanistan 2 0 0 0 2

Albanien 1 0 0 0 1

Algerien 1 0 0 0 1

Äthiopien 1 0 0 0 1

Belgien 1 0 0 0 1

Bosnien und Herzegowina 1 0 0 0 1

Bulgarien 10 2 0 0 12

Cote d Ivoire 1 0 0 0 1

Deutschland 150 68 0 1 219

Estland 3 0 0 0 3

Frankreich 1 0 0 0 1

Gambia 1 0 0 0 1

Georgien 3 0 0 0 3

Ghana 0 1 0 0 1

Guinea 1 0 0 0 1

Indien 1 0 0 0 1

Iran, Islamische Republik 1 0 0 0 1

Irland 1 0 0 0 1

Italien 3 0 0 0 3

Jemen, Republik 1 0 0 0 1

Lettland 5 2 0 0 7

Libanon 1 3 0 0 4

Litauen 6 0 0 0 6

Marokko 3 0 0 0 3

Moldau, Republik 2 0 0 0 2

Niederlande 1 0 0 0 1

Nigeria 0 1 0 0 1
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Nordmazedonien 2 0 0 0 2

Österreich 1 0 0 0 1

Pakistan 1 0 0 0 1

Polen 72 23 0 0 95

Rumänien 21 3 0 0 24

Russische Föderation 2 0 0 0 2

Schweden 0 1 0 0 1

Schweiz 1 0 0 0 1

Slowakische Republik 4 1 0 0 5

Somalia 2 0 0 0 2

Spanien 1 0 0 0 1

staatenlos 1 1 0 0 2

Sudan, Republik (ohne

Südsudan) 1 0 0

0
1

Syrien, Arabische Republik 1 1 0 0 2

Tschechische Republik 0 1 0 0 1

Tunesien 2 0 0 0 2

Türkei 4 0 0 0 4

Turkmenistan 1 0 0 0 1

Ukraine 9 5 0 0 14

Ungarn 5 5 0 0 10

Usbekistan 1 0 0 0 1

Vereinigte Staaten von

Amerika 0 1 0

0
1

unbekannt 10 5 0 0 15

nicht bekannt 0 0 37 0 37

gesamt 344 124 37 1 506

Quelle: DWH-FI, Stand: 10. Februar 2025

4. Wie viele der unter 1. genannten Gewaltvorfälle können dem Phänomenbereich „PMK rechts“ zugeordnet
werden?

5. Über wie viele der Täter lagen oder liegen polizeiliche Vorerkenntnisse aus dem Phänomenbereich der
“PMK rechts” vor?

Zu 4. und 5.:

Daten im Sinne der Fragestellungen sind seitens der Polizei Berlin im automatisierten

Verfahren nicht recherchierbar.
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6. Welche Schutzstrategien werden verfolgt, um wohnungs- und obdachlose Menschen vor Gewalt zu
schützen?

Zu 6.:

Wohnungslose Menschen sind besonders gefährdet, Gewalt zu erfahren. Insbesondere auf

der Straße lebende wohnungslose Menschen erleben häufig direkte, physische Gewalt, da

sie ihr Leben überwiegend im öffentlichen Raum führen und ihnen die Wohnung als

Schutzraum fehlt.

Die Wohnungsnotfallhilfe verfolgt daher im Ansatz eine Strategie der Gewaltprävention,

indem sie Wohnraumverlust verhindert, Hilfen für wohnungslose Menschen bereitstellt sowie

die Erlangung eines eigenen Wohnraums unterstützt, um die gesteigerte Vulnerabilität zu

verringern, die mit Wohnungslosigkeit einhergeht.

Eine besondere Rolle bei der Wohnraumversorgung obdachloser Menschen hat hierbei der

Housing-First-Ansatz. Mit dem Grundsatz „zuerst eine Wohnung“ werden besonders

vulnerable Personen erreicht.

Die niedrigschwelligen Angebote der Notübernachtungen streben die akute und direkte

Verhinderung von Obdachlosigkeit an mit dem Ziel, Hilfen anzubieten und in

weiterführende Angebote zur vermitteln. Damit leisten sie einen direkten Beitrag zur

Gewaltprävention für Menschen in besonders vulnerablen Lebenssituationen, dem

Übernachten im öffentlichen Raum.

Hervorzuheben ist in diesem Zusammenhang die 24/7-Unterkunft, die besonders geeignet

ist, obdachlose Menschen vor Gewalt zu schützen.

Für die Hilfen zur Überwindung besonderer sozialer Schwierigkeiten nach §§ 67 ff. SGB XII

wird für den Berliner Rahmenvertrag Soziales derzeit die Anlage 8 bearbeitet; diese Anlage

behandelt Gewaltschutzkonzepte in Angeboten für die Zielgruppe und wird in Zukunft

Standards und Kriterien festlegen.

Darüber hinaus existieren in den verschiedenen Ebenen des Hilfesystems der

Wohnungsnotfallhilfe spezielle Angebote für Personengruppen wie bspw. Frauen oder

LSBTIQ+, die in unserer Gesellschaft besonders von Diskriminierung und Gewalt bedroht

sind.
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Die Polizei Berlin betreibt aktive Netzwerkarbeit mit „Non-Governmental Organisations“

(NGOs) und weiteren zivilgesellschaftlichen Akteuren. In diesem Zusammenhang nehmen

Mitarbeitende der Zentralstelle für Prävention des Landeskriminalamts an regelmäßigen

Treffen, wie beispielsweise dem Runden Tisch zur Obdachlosigkeit des Bezirksamts

Tempelhof-Schöneberg teil.

Ein Teil der Präventionsarbeit der Polizei Berlin besteht in der Beratung und Sensibilisierung

von Betroffenen. In den vergangenen Jahren wurden hierzu Gespräche, beispielsweise bei

der Berliner Stadtmission oder anlässlich von Veranstaltungen, z. B. „Weihnachten mit

Frank Zander“, genutzt. Ziel der Gespräche ist zudem die Stärkung des Vertrauens in die

Arbeit der Polizei Berlin bei der Bekämpfung von Hasskriminalität/Gruppenbezogener

Menschenfeindlichkeit sowie der Kriminalprävention und beim Opferschutz. Obdachlose

Menschen erhalten in diesem Zusammenhang Informationen zu Möglichkeiten der

Opferentschädigung und Unterstützung durch NGOs.

Die Polizei Berlin arbeitet stetig an einer Verbesserung und dem Ausbau der

Kommunikationsstrukturen und Netzwerke interner und externer Akteure bei der

Bekämpfung von Hasskriminalität und Diskriminierung. Ein weiteres Ziel ist die

Sensibilisierung der Mitarbeitenden der Polizei Berlin, insbesondere im Rahmen der Aus-

und Fortbildung.

7. Wie genau und in welchen Unterthemen werden zum jetzigen Stand im Rahmen des KPMD-PMK im
Themenfeld „Hasskriminalität“ Straftaten gegen Obdachlose genau erfasst und welche Änderungen
wurden gegebenenfalls diesbezüglich seit dem 1. Januar 2024 in der Themenfeldsystematik
vorgenommen?

Zu 7.:

Angriffe auf obdachlose Personen werden dem Unterthemenfeld „Gesellschaftlicher

Status“ im Oberthemenfeld „Hasskriminalität“ zugeordnet. Dieses beinhaltet jedoch noch

weitere Kategorien, so dass eine trennscharfe Auswertung nur nach obdachlosen Personen

nicht möglich ist.

8. Wie viele Taten mit wie vielen jeweiligen Opfern hat die Polizei jeweils in den Jahren seit 2015 unter den
vorgenannten Unterthemen der „Hasskriminalität“ registriert?

Zu 8.:

Grundlage für die Beantwortung bildet der „Kriminalpolizeiliche Meldedienst in Fällen

Politisch motivierter Kriminalität“ (KPMD-PMK). Dabei handelt es sich, anders als bei der

„Polizeilichen Kriminalstatistik“ (PKS), um eine Eingangsstatistik. Das bedeutet, der Fall wird
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sofort gezählt, wenn er bekannt wurde und nicht erst nach Abschluss der Ermittlungen. Die

Fallzählung erfolgt tatzeitbezogen, unabhängig davon, wann das Ermittlungsverfahren an

die Staatsanwaltschaft abgegeben wurde.

Die folgenden statistischen Angaben stellen keine Einzelstraftaten der Politisch motivierten

Kriminalität (PMK) dar. Bei der Darstellung handelt es sich um Fallzahlen. Ein Fall

bezeichnet jeweils einen Lebenssachverhalt in einem engen räumlichen und zeitlichen

Zusammenhang mit identischer oder ähnlicher Motivlage, unabhängig von der Zahl der

Tatverdächtigen, Tathandlungen, Anzahl der verletzten Rechtsnormen oder der

eingeleiteten Ermittlungsverfahren.

Die Fälle der PMK unterliegen bis zum Abschluss der Ermittlungen - gegebenenfalls bis zum

rechtskräftigen Gerichtsurteil - einer fortlaufenden Bewertung gemäß der angenommenen

Tatmotivation. Neuere Erkenntnisse können demgemäß zu einer Aktualisierung oder zu

Änderungen führen. Darüber hinaus können Fälle der PMK auch erst nach dem

Statistikschluss bekannt und entsprechend gezählt werden. Deshalb kommt es sowohl

unter- als auch überjährig immer wieder zu Fallzahlenänderungen.

Es werden nur die Fälle gezählt, die gemäß den bundesweit verbindlichen Richtlinien für

den KPMD-PMK für Berlin statistisch zu zählen sind. Liegt der Tatort in einem anderen

Bundesland, wird der Fall dort statistisch gezählt.

Die Zählung der bekannt gewordenen geschädigten Personen erfolgt fallbezogen. Wurde

eine geschädigte Person im angefragten Zeitraum zu mehreren Fällen bekannt, wird diese

mehrfach gezählt.

Die erbetenen Daten können – unter Berücksichtigung der Ausführungen zu Frage 7 – den

nachfolgenden Tabellen entnommen werden:

Fallaufkommen im Unterthemenfeld „Gesellschaftlicher Status“ 2015 bis 2024

Jahr Anzahl der Fälle

2015 12

2016 14

2017 1

2018 13

2019 7

2020 17
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Jahr Anzahl der Fälle

2021 34

2022 12

2023 15

2024 3

Quelle: KPMD-PMK, Stand: 11. Februar 2025

Anzahl der Geschädigten zum Fallaufkommen im Unterthemenfeld „Gesellschaftlicher
Status“ 2015 bis 2024

männlich weiblich unbekannt gesamt

2015 6 5 0 11

2016 7 4 0 11

2018 8 6 0 14

2019 3 3 0 6

2020 5 2 6 13

2021 10 6 1 17

2022 7 2 0 9

2023 8 4 0 12

2024 0 2 0 2

Quelle: KPMD-PMK, Stand: 11. Februar 2025

Berlin, den 17. Februar 2025

In Vertretung

Christian Hochgrebe
Senatsverwaltung für Inneres und Sport


